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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten ersucht den federführenden 

Ausschuss für Verkehr und Fremdenverkehr, folgende Vorschläge in seinen 

Entschließungsantrag zu übernehmen: 

A. in der Erwägung, dass von der Luftfahrt, den Flughäfen und der luftfahrttechnischen 

Industrie unionsweit direkt (1,9 Millionen) und indirekt (2,8 Millionen) insgesamt 

4,7 Millionen Arbeitsplätze abhängen1; in der Erwägung, dass weitere 

917 000 Arbeitsplätze in der Weltwirtschaft von der europäischen Luftfahrt abhängen; in 

der Erwägung, dass der Luftverkehrsmarkt in der Union im Zeitraum 2000–2013 zwar 

einen Boom erlebte und in dieser Zeit ein Anstieg der Fluggastzahlen um 47 % 

verzeichnet wurde, die Zahl der Arbeitsplätze in der Luftfahrt jedoch stabil geblieben und 

in einigen Teilbereichen sogar gesunken ist; 

B. in der Erwägung, dass die Luftfahrt in der Union durch starken und unlauteren 

Wettbewerb gekennzeichnet ist, etwa durch rechtswidrige staatliche Beihilfen und die 

Nichteinhaltung internationaler Arbeitsnormen durch Luftfahrtunternehmen aus 

Drittstaaten; in der Erwägung, dass Luftfahrtunternehmen aus der EU durch diesen 

unlauteren Wettbewerb unter Druck geraten, was zum Verlust von Arbeitsplätzen in 

Europa führt; in der Erwägung, dass die internationalen Arbeitsnormen und die 

Grundsätze des gesunden Wettbewerbs geachtet werden müssen, damit für gleiche 

Wettbewerbsbedingungen gesorgt wird; 

C. in der Erwägung, dass aufgrund der zunehmenden Internationalisierung, Liberalisierung 

und des globalen Wettbewerbs neue Geschäfts- und Beschäftigungsmodelle entstanden 

sind; 

D. in der Erwägung, dass der Luftverkehr in Europa Eurocontrol zufolge bis zum Jahr 2035 

im Vergleich zu den Zahlen von 2012 voraussichtlich um 50 % zunehmen wird; 

E. in der Erwägung, dass sich die Arbeitsbedingungen in der Luftfahrt aktuellen 

Erkenntnissen der IAO zufolge verschlechtern; in der Erwägung, dass eine gewisse 

Vertragsvielfalt ein Mittel für mehr Flexibilität sein kann, aber auch dafür missbraucht 

werden kann, sich nach den günstigsten Bestimmungen „umzusehen“, um die Zahlung 

von Sozialversicherungsbeiträgen zu umgehen; in der Erwägung, dass sich atypische 

Beschäftigungsverhältnisse in manchen Fällen negativ auf die Sozial- und 

Arbeitnehmerrechte, die Sicherheit, den Wettbewerb, die Löhne, den Gesundheitsschutz 

und die Sicherheit am Arbeitsplatz sowie die Qualitätsnormen auswirken können; in der 

Erwägung, dass einige Fluggesellschaften Berufsanfängern Arbeit zu beklagenswerten 

Bedingungen anbieten oder sogar Modelle einsetzen, bei denen Piloten bei gewerblichen 

Flugeinsätzen für die Ausübung ihres Berufes zahlen müssen (Anstellungsmodell „Pay-to-

Fly“); 

F. in der Erwägung, dass in einigen Lufträumen 94 % der Verspätungen auf fehlende 

Kapazitäten in den Bezirkskontrollstellen zurückzuführen sind; 
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G. in der Erwägung, dass laut einer Studie der Universität Gent1 mehr als ein Sechstel aller 

befragten Piloten von atypischen Beschäftigungsbedingungen betroffen ist und z. B. für 

Zeitarbeitsfirmen, als Selbständige oder auf Basis von Null-Stunden-Verträgen ohne 

garantierten Mindestlohn arbeitet; in der Erwägung, dass Billigfluggesellschaften bei 

Weitem am häufigsten auf atypische Beschäftigungsformen zurückgreifen; 

H. in der Erwägung, dass es aufgrund des mobilen und transnationalen Charakters der 

Luftfahrt schwierig ist, Sozialmissbrauch und die Umgehung von Arbeitsnormen zu 

erkennen, und dass die Probleme daher unmöglich allein auf nationaler Ebene gelöst 

werden können; 

I. in der Erwägung, dass die europäischen Sozialpartner die Unionsgesetzgeber in ihrer 

gemeinsamen Erklärung gegen in der EU ansässige Billigflaggen in der Luftfahrt 

aufgefordert haben, umgehend tätig zu werden, um die Entwicklung von in der EU 

ansässigen Billigflaggen in der Luftfahrt und den Eintritt von Billigflaggen von außerhalb 

der EU in die Branche zu verhindern; 

1. begrüßt die Mitteilung der Kommission mit dem Titel „Eine Luftfahrtstrategie für 

Europa“; betont, dass es größerer Anstrengungen bedarf, um die Sozialagenda zu stärken, 

hochwertige Arbeitsplätze in der Luftfahrt zu schaffen und zu erhalten und die 

Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Luftfahrt zu stärken; ist der Ansicht, dass 

unbedingt für gleiche Wettbewerbsbedingungen in der Branche gesorgt werden muss; 

fordert die Kommission auf, konkrete Initiativen vorzulegen, mit denen unlauterer 

Wettbewerb verhindert und die Rechte der Arbeitnehmer geschützt werden sollen; 

2. weist darauf hin, dass in Bezug auf Arbeitsbedingungen und Sozialschutz erhebliche 

Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten bestehen, und dass Unternehmen die 

Niederlassungsfreiheit nutzen, um Kosten zu senken; fordert die Mitgliedstaaten auf, 

diesen schädlichen Wettbewerb zu beenden; 

3. hebt hervor, dass starke, unabhängige Sozialpartner in der Luftfahrt und ein regelmäßiger, 

institutionalisierter sozialer Dialog auf allen Ebenen erforderlich sind und dass die 

Beschäftigten in Unternehmensangelegenheiten einbezogen und vertreten sein müssen; 

fordert nachdrücklich einen ordnungsgemäßen Konsultationsprozess und eine Stärkung 

des sozialen Dialogs im Vorfeld von EU-Initiativen, die die Luftfahrt betreffen; 

4. betont, dass das Recht, Gewerkschaften zu gründen und ihnen beizutreten, und das Recht 

auf kollektive Maßnahmen Grundrechte sind und geachtet werden müssen, wie in 

Artikel 12 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union festgeschrieben; weist 

jeden Versuch zurück, das Streikrecht in der Luftfahrt zu beeinträchtigen; 

5. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Beschäftigungsentwicklung in 

der Zivilluftfahrt in Europa genau und kontinuierlich zu überwachen und soweit 

erforderlich neue Geschäfts- und Beschäftigungsmodelle zu regulieren; vertritt die 

Ansicht, dass die Europäische Agentur für Flugsicherheit (EASA) neue Geschäfts- und 

Beschäftigungsmodelle prüfen könnte, um die Flugsicherheit zu gewährleisten; besteht 

                                                 
1 Y. Jorens, D. Gillis, L. Valcke & J. De Coninck, „Atypical Forms of Employment in the Aviation Sector“, 

Europäischer sozialer Dialog, Kommission, 2015. 
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darauf, dass die EASA die Sozialpartner in diese Aufgabe mit einbezieht; 

6. betont, dass Scheinselbständigkeit in der Luftfahrt erhebliche nachteilige Auswirkungen 

auf die Flugsicherheit, den Sozialschutz der Arbeitnehmer und den fairen Wettbewerb auf 

dem Markt hat; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, ihre Bemühungen 

zur Bekämpfung von Scheinselbständigkeit in der Luftfahrt zu verstärken; fordert die 

Mitgliedstaaten auf, in Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern soweit erforderlich für 

eine eindeutige Unterscheidung zwischen Arbeitnehmern und Selbständigen zu sorgen; 

7. begrüßt die Bemühungen der Sozialpartner, eine Vereinbarung über die 

Arbeitsbedingungen und sozialen Rechte der Arbeitnehmer in der europäischen Luftfahrt 

auszuhandeln; fordert sie auf, in allen Zweigen der Luftfahrtbranche gemäß nationalen 

Gesetzen und Verfahren Tarifverträge auszuhandeln, da es sich dabei um ein 

wirkungsvolles Instrument zur Bekämpfung des Wettlaufs nach unten bei den Sozial-, 

Arbeits- und Beschäftigungsnormen handelt, mit dem für die angemessene Entlohnung 

aller Beschäftigten gesorgt werden kann; 

8. unterstreicht, dass die Bodenabfertigungsdienste an den Flughäfen der Union keiner 

stärkeren Liberalisierung bedürfen; betont, dass im Bereich Bodenabfertigung für bessere 

Arbeitsbedingungen, höhere Qualifikationen, mehr Sicherheit und höherwertige 

Dienstleistungen gesorgt werden muss; fordert eine Präzisierung des Konzepts 

„wirtschaftliche Einheit“, um die Vorteile der Richtlinie 2001/23/EG bei 

Ausschreibungen und der teilweisen Aufgabe von Tätigkeiten auf das 

Bodenabfertigungspersonal auszuweiten; 

9. gibt zu bedenken, dass es in der Luftfahrt mitunter zu unlauterem Wettbewerb kommt; 

erinnert daran, dass unlauterer Wettbewerb zur Verschlechterung von Arbeitsbedingungen 

beitragen kann; fordert die zuständigen Behörden auf, in diesem Zusammenhang jedes 

Fehlverhalten angemessen zu sanktionieren; 

10. vertritt die Ansicht, dass prekäre Arbeitsbedingungen, die insbesondere unter jungen 

Piloten und Besatzungsmitgliedern verbreitet sind, ein Sicherheitsrisiko darstellen; fordert 

nachdrücklich, dass direkte Beschäftigungsverhältnisse in der Luftfahrt das bevorzugte 

Beschäftigungsmodell bleiben; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, für 

menschenwürdige Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen zu sorgen; 

11. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Vorschläge dafür vorzulegen, wie 

verhindert werden kann, dass indirekte Beschäftigungsverhältnisse missbraucht werden, 

um die Rechtsvorschriften der EU und der Mitgliedstaaten in den Bereichen Besteuerung 

und Sozialversicherung zu umgehen; 

12. weist darauf hin, dass alle Fluggesellschaften, die in der Europäischen Union tätig sind, 

die sozial- und beschäftigungsrechtlichen Anforderungen der EU und der Mitgliedstaaten 

vollständig erfüllen müssen; 

13. fordert die Kommission auf, dafür zu sorgen, dass durch die Arbeitsbedingungen der 

Beschäftigten und insbesondere der Piloten verhindert wird, dass Sicherheitsnormen 

infolge von Übermüdung nicht eingehalten werden; 

14. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, unter Beachtung der jeweiligen 
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Zuständigkeiten Rechtsetzungsinitiativen vorzulegen, mit denen das Fliegen unter 

Billigflaggen, das „Umsehen“ nach den günstigsten Bestimmungen und unlauterer 

Wettbewerb verhindert werden (u. a. im Hinblick auf Null-Stunden-Verträge und das 

Anstellungsmodell „Pay-to-Fly“ in der europäischen gewerblichen Luftfahrt), damit für 

gerechte Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen gesorgt wird; 

15. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, bei in den Mitgliedstaaten der EU 

tätigen Luftverkehrsunternehmen für die Anwendung und ordnungsgemäße Durchsetzung 

des Arbeitsrechts, der Sozialvorschriften und der Tarifverträge zu sorgen; 

16. fordert die Kommission auf, für die ordnungsgemäße Anwendung der Verordnung 

(EG) Nr. 1008/2008 zu sorgen und zu bewerten, ob diese Verordnung überprüft werden 

muss, damit das Kriterium „Hauptgeschäftssitz“ verbessert wird; 

17. fordert eine Präzisierung und einheitliche Anwendung des Kriteriums „Heimatbasis“, um 

dadurch – sowohl auf dem Binnenmarkt als auch im internationalen Verkehr – die 

geltenden sozial-, beschäftigungs- und steuerrechtlichen Bestimmungen für den gesamten 

Flugbetrieb von Verkehrsunternehmen mit EU-Luftverkehrsbetreiberzeugnissen (AOC) 

festzulegen; ist der Auffassung, dass sich alle Arbeitnehmer stets über die geltenden 

arbeitsrechtlichen Bestimmungen im Klaren sein sollten und wissen sollten, wo sie ein 

Anrecht auf Sozialleistungen haben; weist in diesem Zusammenhang auf die besondere 

Situation der hochmobilen Arbeitnehmer im Luftverkehr hin und fordert eine bessere 

Koordinierung der Sozialversicherungssysteme innerhalb der EU; 

18. fordert, dass sämtliches Flugpersonal aus Drittstaaten die Anforderungen im Rahmen der 

EU/EASA-Lizenzierung vollständig erfüllt, um in Flugzeugen, die in der EU registriert 

sind, Dienst tun zu dürfen; betont, dass Sozialdumping, alle Formen der Ausbeutung von 

Arbeitskräften und die illegale Beschäftigung von Flugpersonal aus Drittstaaten an Bord 

von in der EU registrierten Flugzeugen verhindert und bekämpft werden müssen, damit 

für gerechte Arbeitsbedingungen und ein hohes Maß an Sicherheit gesorgt wird; fordert 

die Kommission in diesem Zusammenhang auf, den Anwendungsbereich der 

Richtlinie 2011/98/EU über eine kombinierte Erlaubnis für Drittstaatsangehörige auf 

mobile Arbeitskräfte in der Zivilluftfahrt auszuweiten; weist erneut darauf hin, dass 

Flugpersonal aus Drittstaaten im Hinblick auf Arbeitsschutz und Arbeitsbedingungen 

dieselben Rechte hat wie in der EU ansässiges Personal; 

19. weist nachdrücklich darauf hin, dass in allen Vereinbarungen im Bereich der 

Luftfahrtaußenpolitik der EU die Achtung der Menschenrechte und der einschlägigen 

Übereinkommen der IAO sowie wirksame Mittel für die Durchsetzung – etwa die 

Verweigerung oder der Entzug von Landerechten – enthalten sein müssen; fordert die 

Kommission auf, dafür zu sorgen, dass Verhandlungen mit Drittstaaten nicht zu 

Luftverkehrsabkommen führen, mit denen der Schutz der Arbeitnehmer und die 

Sozialnormen in Europa aufgeweicht werden; 

20. betont, dass es im Zuge der Durchsetzung der Verordnung über die Meldung von 

Ereignissen in der Luftfahrt entscheidend ist, dass Vorfälle im Zusammenhang mit der 

Übermüdung der Besatzung sowie kontaminierter Luft im Cockpit regelmäßig gemeldet 

werden, damit die Gesundheitsnormen für die Besatzung sowie die Sicherheit des 

Flugpersonals und der Passagiere verbessert werden; 
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21. bekräftigt, dass in allen Vereinbarungen im Bereich Luftfahrt auf die Achtung der in der 

Europäischen Sozialcharta und in der Charta der Grundrechte der Europäischen Union 

verankerten Menschenrechte und Grundfreiheiten eingegangen werden muss; 

22. bedauert, dass Anforderungen an Fluggesellschaften aus Drittstaaten, die Flughäfen in der 

Union bedienen, derzeit – sofern es sie überhaupt gibt – nicht durchsetzbar sind; drängt 

darauf, dass unlauterer Wettbewerb durch Fluggesellschaften aus Drittstaaten (z. B. 

aufgrund von direkten und indirekten staatlichen Beihilfen, Subventionen oder der 

Ausbeutung von Arbeitskräften) wirkungsvoll eingedämmt werden muss und dass 

bestehende Instrumente zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs gründlich bewertet 

und soweit erforderlich aktualisiert werden müssen; ist der festen Überzeugung, dass die 

Rechte für den Betrieb in der Union beschränkt werden sollten, solange in 

Luftverkehrsabkommen mit Drittstaaten keine Klauseln zu lauterem Wettbewerb 

(einschließlich der Achtung der Arbeitnehmerrechte) enthalten sind; 

23. fordert die Mitgliedstaaten auf, in die lebensbegleitende Aus- und Weiterbildung entlang 

der gesamten Wertschöpfungskette in der Luftfahrt zu investieren, da der Erfolg der 

europäischen Luftfahrt in hohem Maße von qualifizierten Arbeitskräften und Innovationen 

abhängt; vertritt die Ansicht, dass sämtliche eventuelle Qualifikationslücken geschlossen 

werden müssen; betont, wie wichtig Partnerschaften zwischen Bildungseinrichtungen, 

Forschungszentren und den Sozialpartnern sind, um die Ausbildungsprogramme auf den 

neuesten Stand zu bringen und dafür zu sorgen, dass sie die Bedürfnisse des 

Arbeitsmarkts widerspiegeln; empfiehlt, theoretische und praktische Aspekte sowie 

Praktika in Ausbildungsprogramme zu integrieren und auf die jüngsten technologischen 

Entwicklungen wie Drohnen besonderes Augenmerk zu legen; 

24. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, für ausreichende öffentliche und 

private Investitionen in die Forschung und Entwicklung im Bereich Luftfahrt zu sorgen; 

weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass Fertigung und Dienstleistungen entlang 

der Wertschöpfungskette in der Luftfahrt eine große Rolle spielen, da sie wesentlich zu 

Beschäftigung und Wachstum beitragen; ist der festen Überzeugung, dass in der 

Luftfahrtstrategie stärker darauf eingegangen werden muss, wie wichtig diese Bereiche 

sind; 

25. betont, dass durch den europäischen Pilotenschein für ein hohes Maß an Sicherheit 

gesorgt werden soll, was allen Beschäftigten und Fahrgästen zugutekommt; weist darauf 

hin, dass die Anstellung von Piloten, die keinen europäischen Pilotenschein besitzen, zu 

einer allgemeinen Senkung der Pilotengehälter führen kann; 

26. ist überzeugt, dass ein Netzwerk von Ausbildungseinrichtungen im Bereich Luftfahrt 

unter dem Dach der Virtual Academy der EASA dazu beitragen würde, dass gemeinsame 

Ausbildungs- und Sicherheitsnormen eingeführt werden; 

27. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, zur Verbesserung der Sicherheit ein 

Zertifizierungssystem für Ausbildungseinrichtungen einzuführen, an denen 

Kabinenpersonal ausgebildet wird; 

28. empfiehlt, dass gemeinsame Normen für die Kompetenzen von Flugsicherheitsinspektoren 

festgelegt werden; 
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29. weist die Kommission erneut darauf hin, dass der Prozess der Liberalisierung des 

einheitlichen europäischen Luftraums und insbesondere das Leistungsprogramm für die 

Flugsicherungsdienste nicht zulasten der Arbeitsbedingungen des hochqualifizierten 

Betriebspersonals gehen und auch keine Einschnitte bei den Investitionen in neue 

Technologien und der Ausbildung von neuem Personal bedeuten darf; fordert die 

Kommission auf, sich damit zu befassen, wie eine solche Entwicklung verhindert werden 

kann, da sie nicht im Sinne eines optimierten, wirkungsvolleren und produktiveren 

Flugverkehrsdienstes in Europa wäre; 

30. fordert die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass alle Arbeitskräfte in der Luftfahrt 

stets menschenwürdige Arbeitsbedingungen, darunter Gesundheitsschutz und Sicherheit 

am Arbeitsplatz, vorfinden, und zwar unabhängig von Größe und Art des Unternehmens, 

bei dem sie angestellt sind, vom Dienstort und vom zugrunde liegenden Vertrag; betont, 

dass dazu auch der Schutz vor Feinstaubbelastung auf Flughäfen gehört; betont, wie 

wichtig transparente Vorschriften zu Gesundheitsschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz in 

der Luftfahrt sind, durch die alle Flugzeuge mit EU-Luftverkehrsbetreiberzeugnissen 

unter Beachtung der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten regelmäßigen Überprüfungen 

unterworfen werden; 

31. betont, dass das psychische Wohlbefinden des Flugpersonals regelmäßig überwacht 

werden muss, um für Gesundheitsschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz zu sorgen; 

erinnert daran, wie wichtig Ruhezeiten für das Flugpersonal sind, damit während der 

Arbeitszeit für das größtmögliche Maß an Sicherheit gesorgt ist; 

32. besteht darauf, dass die Frage, inwiefern für die Arbeitsverträge der mobilen 

Arbeitnehmer in der Luftfahrt genauer geklärt werden muss, welches Recht anwendbar 

und welche Gerichtsbarkeit zuständig ist, in enger Zusammenarbeit mit den Vertretern 

dieser Arbeitnehmer zu beurteilen ist; 

33. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Sozialmissbrauch und die Umgehung 

von Arbeitsnormen zu verhindern, indem Hinweisgebern Schutz gewährt, offene 

Berichterstattung vereinfacht und die Zusammenarbeit zwischen den 

Arbeitsaufsichtsbehörden in den Mitgliedstaaten verbessert wird; 

34. fordert die zuständigen Behörden auf, die derzeitige Lage hinsichtlich der 

Bezirkskontrollstellen zu verbessern, indem beispielsweise die Anzahl der Beschäftigten 

erhöht wird und die Arbeitsbedingungen verbessert werden, um den voraussichtlichen 

Anstieg des Flugverkehrsvolumens zu bewältigen und die Zahl der Verspätungen und die 

Überlastung des Luftraums der EU zu verringern; 

35. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, für die bessere Durchführung und 

Durchsetzung der bestehenden EU-Rechtsvorschriften in der Luftfahrt zu sorgen. 
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